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KMU im Visier der Wettbewerbsbehörden 
Empfindliche Bussen drohen – Heikle Vorgaben von Verbänden – Kooperation mit Untersuchungsbehörden zahlt sich aus

Christoph Tagmann und  
Bernhard C. Lauterburg

Die jüngsten Entscheide der Wett-
bewerbsbehörden zeigen, dass zu-
nehmend auch kleine und mitt-

lere Unternehmen (KMU) ins Visier ge-
nommen werden. Ausdruck dieser neuen 
Praxis sind etwa die Untersuchungen 
gegen Berner Elektroinstallationsbetriebe 
und gegen Parfümimporteure. Dies ist 
umso brisanter, als damit auch die KMU 
die mit der letzten Kartellgesetzrevision 
eingeführten direkten Sanktionen unmit-
telbar zu spüren bekommen. 

Dabei gilt, dass für KMU in Bezug auf 
harte Kartelle (horizontale Preis-, Gebiets- 
und Mengenabsprachen) keine Sonder
regelungen bestehen. So verhängte die 
Wettbewerbskommission (Weko) im Fall 
der Berner Elektroinstallationsbetriebe 
Geldbussen von mehr als 1,2 Mio. Fr. (die 
Beträge variierten zwischen 30 000 und 
400 000 Fr.). Ende Mai beantragte das 
Sekretariat der Weko gegen Parfümimpor-
teure Geldbussen zwischen 17 000 und 
25,5 Mio. Fr. Auch in Sachen Hersteller von 
Fensterbeschlägen wurden jüngst Bussen 
von bis zu 3,8 Mio. Fr. verhängt. 

Niedrige Hürden für Anzeige
Die Möglichkeit der Wettbewerbsbehör-
den, für bestimmte Verstösse gegen das 
Kartellrecht direkte Sanktionen zu 
verhängen, ist Grund genug, dass sich 
auch KMU Gedanken zu möglichen Fall-
stricken im Geschäftsalltag und dem 
richtigen Verhalten im Fall einer gegen sie 
gerichteten Untersuchung machen. 

Wegen der in der letzten Kartellgesetz-
revision eingeführten Bonusregelung 
müssen auch KMU damit rechnen, von 
Konkurrenten oder Unternehmen einer 
vor- oder nachgelagerten Marktstufe oder 
unbeteiligten Dritten bei den Wettbe-
werbsbehörden angeschwärzt zu werden 
– immerhin darf der Erstanzeiger einer 
kartellrechtlich verpönten Absprache mit 
dem Erlass der Sanktion rechnen. Die 
Hürden für die Eröffnung eines Verfahrens 
sind nicht allzu hoch – schon Anhalts-
punkte für eine kartellistische Absprache 
genügen. Werden etwa Unterlagen einge-
reicht über Treffen zwischen Unterneh-
men, an denen preissensible Informatio-
nen ausgetauscht wurden, reicht dies be-
reits für die Eröffnung einer Untersu-
chung. Diese ist nicht selten verbunden 
mit einer Durchsuchung der Räumlich-

keiten der betroffenen Gesellschaften 
durch die Wettbewerbsbehörde. 

Solche Erstanzeigen können durchaus 
auf strategischen Hintergedanken beru-
hen. Ob tatsächlich ein Kartellrechts
verstoss vorliegt, steht zu diesem Zeit-
punkt noch nicht fest, doch die Folgen 
einer Untersuchung können für die Unter-
nehmen beträchtlich sein und reichen 
von Reputationsverlust über Verteidi-
gungs- und Verfahrenskosten bis hin zu 
einer (empfindlichen) Geldbusse.

Die Bundesbehörden schlagen in der 
laufenden Revision vor, das (bereits be-
stehende) Kartellzivilrecht zu stärken. Da-
mit können an einer Absprache beteiligte 
Unternehmen nicht nur mit Geldbussen, 
sondern unter Umständen auch mit zivil-
rechtlichen Schadenersatzforderungen 
konfrontiert werden. KMU sind daher gut 
beraten, sich frühzeitig Gedanken zu ma-

chen, wenn unerwartet Post der Wettbe-
werbsbehörden ins Haus flattert und die 
Eröffnung einer Untersuchung wegen 
Verstosses gegen Art. 5 des Kartellgesetzes 
angezeigt oder Auskunft über bestimmte 
Verhaltensweisen verlangt wird. 

Sofortmassnahmen nötig
Da sich viele KMU nach wie vor nicht be-
wusst sind, dass im Fall einer Verurteilung 
hohe Geldbussen drohen, unterbleiben in 
der Anfangsphase oft Sofortmassnahmen. 
So ist es etwa entscheidend, herauszufin-
den, ob bereits eine Selbstanzeige einge-
gangen ist und somit der Erlass der Sank-
tion einem anderen Unternehmen vor
behalten wurde. Selbst wenn dies der Fall 
ist, kann mit einer über das gewöhnliche 
Mass hinausgehenden Kooperation mit 
den Behörden und zusätzlichen Informa-

tionen eine erhebliche Reduktion der 
Sanktion erreicht werden. Dies kann gege-
benenfalls auch mit einer einvernehmli-
chen Regelung erkauft werden. 

Es ist aber zu bedenken, dass der klei-
nere Verfahrens- und Kostenaufwand nur 
mit dem zumindest faktischen Einge-
ständnis eines Kartellrechtsverstosses ein-
hergeht. Ob ein Verstoss tatsächlich vor-
liegt, wird in solchen Fällen nicht ab-
schliessend geklärt, und Entscheide auf 
der Basis einer einvernehmlichen Rege-
lung können nicht an eine obere Instanz 
weitergezogen werden.

Ein von einer Untersuchung betroffe-
nes Unternehmen ist dagegen nicht ver-
pflichtet, sich selbst zu belasten, es muss 
aber die notwendigen Untersuchungs-
handlungen wie Hausdurchsuchungen 
und Auskunftsbegehren über sich erge-
hen lassen. In der Praxis ist es häufig so, 

dass die Gesellschaften die ihnen gestell-
ten Fragen – ohne Wissen um die Verfah-
rensrechte – vollumfänglich und nach 
bestem Wissen und Gewissen beantwor-
ten. (Im Revisionsentwurf wurden Fragen 
im Zusammenhang mit den Verfahrens-
garantien und -rechten weitgehend aus-
geklammert, womit Rechtsunsicherheiten 
– vorerst – bestehen bleiben.)

Ein Unternehmen sollte die Marsch-
richtung allerdings möglichst früh klären. 
Die Wahrscheinlichkeit einer Sanktions
reduktion nimmt mit zunehmender Ver-
fahrensdauer ab, weil das Informations-
bedürfnis der Wettbewerbsbehörde bzw. 
ihre Bereitschaft zu einer einvernehmli-
chen Regelung gegen Verfahrensende klei-
ner wird. In der Wahl der rechtlichen Ver-
tretung ist zu beachten, dass wegen der 
unter Umständen unterschiedlichen Rol-
len, die die Adressaten der Untersuchung 
im Kartell gespielt haben, ihre Interessen 
stark divergieren können. Im Regelfall 
empfiehlt sich eine eigene Vertretung.

Verbandsregel schützt nicht
Zu erwähnen bleibt, dass KMU häufig in 
Verbänden organisiert sind. Jedes Ver-
bandsmitglied tut gut daran, dessen Vor-
gehensweise sowie seine eigene Tätigkeit 
im Verband in Bezug auf wettbewerbs-
rechtlich problematische Verhaltenswei-
sen zu hinterfragen: Schreibt der Verband 
seinen Mitgliedern etwa (Wieder-)Verkaufs-
preise vor, oder gibt er für seine Mitglieder 
Preisempfehlungen heraus? Werden in-
nerhalb des Verbands preissensible Infor-
mationen oder sonstige sensible Geschäfts-
bedingungen ausgetauscht? 

Sind solche oder ähnliche Fragen mit Ja 
zu beantworten, ist grösste Vorsicht gebo-
ten, denn schon die blosse Teilnahme an 
einem Austausch sensibler Geschäftsinfor-
mationen oder die Befolgung von Preis-
empfehlungen mag im Einzelfall genügen, 
um das betreffende KMU mit einer (hohen) 
Geldbusse zu belegen. Ob sich das Unter-
nehmen des kartellrechtswidrigen Verhal-
tens bewusst war, spielt dabei keine oder 
nur eine untergeordnete Rolle und kann al-
lenfalls sanktionsmindernd berücksichtigt 
werden. Ein KMU kann sich nicht darauf 
verlassen, dass es sich kartellrechtskonform 
verhält, wenn es als Mitglied eines Berufs-
verbands dessen Empfehlungen befolgt.

Christoph Tagmann und Bernhard Lauter­
burg sind Rechtsanwälte bei Prager Drei­
fuss und auf Wettbewerbsrecht spezialisiert.

Gegen Parfümimporteure hat die Wettbewerbsbehörde Geldbussen bis zu 25,5 Mio. Fr. beantragt.
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André Kohler

In Zeiten gesellschaftlicher Umbrüche sind 
Prognosen besonders gefragt. Der Presse ist 
zunehmend Kritik an der Treffsicherheit zu 
entnehmen – teilweise zu recht, denn Wirt-
schaftsprognosen wurden in den letzten 
Jahren immer wieder angepasst und verän-
dert, und das oft erst rückwirkend.  

Fachautoren und betroffene Prognosti-
ker haben auf die Kritik auf verschiedene 
Art und Weise geantwortet: Mängel und 
Verbesserungsbedarf seien unbestritten. 
Angesichts nicht vorhersehbaren System-
verhaltens müssten die Modelle versagen. 
Vorhersagen sozialer Systeme seien keine 
echten Prognosen, sondern nur Projektio-
nen. Ohne Prognosen keine Planung – da-
her müsse auch eine schlechte Prognose-
qualität in Kauf genommen werden. Fehl-
projektionen negativer Entwicklungen 
seien ein Zeichen richtig getroffener Mass-
nahmen. Diese Rechtfertigungen legen 
den Schluss nahe, dass die typische Wirt-
schaftsprognose einen Nutzen haben 
mag, aber keinen Wert.

Nutzen ohne Wert
Als Nutzen steht die Befriedigung unseres 
verhaltenswissenschaftlich bewiesenen, 
biologischen Zwangs zur Prognose fest. 
Prognosen geben das Gefühl von Über-
sicht, dieses wiederum das der Sicherheit, 
und Sicherheit heisst Stressreduktion. Auf 

die ist jeder Organismus im Sinne der 
Energieeffizienz angewiesen. Der Wert 
eines Prognosemodells besteht in seiner 
Erklärungskraft. 

Die Entwicklungsgeschichte des Men-
schen war schon immer zu 99,95% geprägt 
von einer einfachen Umwelt, in der das Le-
ben jedoch in steter Gefahr war. Daten, 
Prozesse und Prognosemodelle waren 
dementsprechend simpel, die Prognose-
qualität gut. Überleben hiess: einfache Ent-
scheide schnell zu fällen. Die Gewohnheit 
haben wir beibehalten. Noch immer genü-
gen uns zwei gleichartige Ereignisse, um 
einen Trend zu sehen. Innerhalb der letz-
ten 0,05% unserer Existenz ist die Komple-
xität der Umwelt jedoch explodiert, wäh-
rend die Prognosequalität erodierte.

Aufwand ist beachtlich
Der Prognosetrieb erzeugt  den Hang zur 
Überschätzung der eigenen Fähigkeiten. 
Auch gegen besseres Wissen benutzen wir 
falsche Annahmen und Konzepte, wenn 
es passende Argumente dafür gibt. Trotz 
gegenteiliger Erfahrung glauben wir an 
die Möglichkeit zutreffender Prognosen 
und akzeptieren bei jedem Prognosever-
sagen stets dieselben, qualitativ fragwür-
digen Rechtfertigungen. Eine davon ist, 
schlechte Prognosemodelle seien besser 
als gar keine und vor allem für die Planung 
unverzichtbar. Es leuchtet nicht ein, dass 
schlechtes Planen oder Handeln grund-

sätzlich sinnvoller sein soll, als gar nichts 
zu tun. Die Forschung belegt zudem, dass 
für Wirtschafts- und Finanzmarktprogno-
sen der Trend der bessere Indikator ist, als 
der Konsens der Experten.

Falsche Prognosen ziehen Fehlhand-
lungen nach sich, deren Schadensumme 
ein Vielfaches der offenen Prognosekos-
ten ausmachen dürfte. Wo die Modell-
mängel – wie für Konjunktur- und Zins-
prognosen – bekannt sind, wäre Zurück-
haltung also wünschenswert. Grossen 
Schaden stiftet das Standardmodell der 
Finanzmarkttheorie (vgl. Grafik 1). Es be-
schreibt künftige Finanzmarktpreise nur 
durch zwei Variablen: den erwarteten Er-
trag und seine Schwankung (Risiko). 

Jede bekannte Risikosteuerung von An-
lageportfolios basiert auf diesem Kern, wo-
bei die einfache Handhabung vergessen 
lässt, dass kaum eine Annahme des Mo-
dells stimmt. Die falsche Vorstellung vom 
Schwankungsverhalten der Kapitalmarkt-
anlagen wiegt dabei besonders schwer. Die 
Finanzindustrie hat mit diesem Rezept 
2008 ihre Bilanzen ruiniert und die Welt an 
den Rand des Finanzkollapses getrieben. 
Die erhöhten Eigenkapitalvorschriften von 
Basel III verringern die Gefahr einer Wie-
derholung nicht. Anlagekapital wird ohne 
Notwendigkeit und ohne Gegenleistung 
aus hochrentierenden Realwertanlagen in 
Alternativen mit deutlich tieferer Nettoren-
dite gedrängt. Dies ist besonders betrüb-

lich, weil das tatsächliche Risiko für die 
meisten Anleger gar nicht die Markt-
schwankung ist (vgl. Grafik 2). 

Vorsicht vor Scheinlösungen
Fehlprognosen passieren, wenn man 
nicht genug über den Prognosegegen-
stand weiss. Der heute dominante Ansatz, 
die Realität durch spezialisierte Zerlegung 
und anschliessende Synthese nachzu-
bauen, scheitert spätestens an der Re-
chenkapazität. Um trotzdem rechnerisch 
eindeutige Aussagen zu erzeugen, wird 
Zuflucht zur Kombination von Statistik 
und Wahrscheinlichkeitsrechnung (Sto-
chastik) genommen. Dies geschieht trotz 
der Evidenz, dass Stochastik das Eintref-
fen von Ereignissen in sozialen Systemen 
nicht darstellen kann. Individuen sind 
nicht passiv, sondern nehmen im Sinne 
der Spieltheorie die Handlungen anderer 
zum eigenen Vorteil vorweg. 

So werden denn auch weiterhin Prog-
nosen nach dem Prinzip «faut de mieux» 
mit einer statistischen Wahrscheinlich-
keit versehen, obwohl man die Eintre-
tensverteilung der analysierten Ereig-
nisse gar nicht kennt. Gerade in diesen 
historisch einzigartigen Zeiten sind da-
her prognostische Irrläufer vermehrt 
programmiert.

André Kohler ist Mitglied der Geschäfts­
leitung der B+B Vorsorge, Thalwil.

Wirtschaftsprognosen auf Irrwegen
Erklärungskraft von Prognosemodellen ist oft schwach – Kosten können höher sein als Nutzen – Wahrscheinlichkeitsrechnung funktioniert in sozialen Systemen nicht

Nur zwei Faktoren
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Ertrags-Schwankungs-Prognosemodell 
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Anlageklasse ist wichtig
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Aktien 4,5%
Ertrag real:

n

Geldmarkt 0%n
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